
  

Verurteilten Mörder beim Namen genannt

Dreißig Jahre nach der Tat Persönlichkeitsrechte verletzt

“Aus Habgier ganze Familie getötet” – unter dieser Überschrift berichtet eine
Regionalzeitung über einen fast dreißig Jahre zurückliegenden Mord an einer
Bankiersfamilie. In dem Beitrag wird der verurteilte Täter und Beschwerdeführer
namentlich genannt. Er wendet sich an den Deutschen Presserat, weil durch die volle
Namensnennung seine Resozialisierung gefährdet sei. Die Nennung seines Namens
sei für das Verständnis des Artikels nicht erforderlich gewesen. Der Chefredakteur
der Zeitung beruft sich auf die Annahme, dass der Beschwerdeführer angesichts der
gegen ihn verhängten Strafen wohl nie mehr aus der Haft entlassen werde. Er
verweist auf eine Veröffentlichung der Polizei, in der der volle Name des Inhaftierten
genannt worden sei. Überdies sei der beanstandete Artikel Bestandteil einer
Ankündigung einer Buchveröffentlichung mit dem Titel “Dem Verbrechen auf der
Spur” und einer gleichzeitig anlaufenden Hörfunk-Reihe gewesen. Diese hätten
dokumentarischen Charakter. Der Chefredakteur beruft sich außerdem auf eine
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts. Danach gilt der Grundsatz, dass das
allgemeine Persönlichkeitsrecht Straftätern keinen Anspruch darauf vermittelt, in der
Öffentlichkeit nach einer gewissen Zeit überhaupt nicht mehr mit ihrer Tat konfrontiert
zu werden. (2006)

Die Zeitung hat die in Ziffer 8 in Verbindung mit Richtlinie 8.3 niedergelegten Regeln
zum Schutz des Persönlichkeitsrechts von Strafgefangenen verletzt. Es ist
unzulässig, den Beschwerdeführer dreißig Jahre nach der Tat namentlich als Mörder
vorzustellen. Eine subjektive Prognose der Redaktion zur Fortdauer der Haft
rechtfertigt eine identifizierende Berichterstattung nicht. Auch langjährig und wegen
schwerer Straftaten inhaftierten Tätern muss die Chance zur Rehabilitierung erhalten
bleiben. Weder die Veröffentlichung der Polizei noch das angeführte Buch und die
Hörfunkreihe rechtfertigen die identifizierende Berichterstattung. Die Zeitung trägt
grundsätzlich unabhängig vom Verhalten anderer die Verantwortung für die Wahrung
von Persönlichkeitsrechten. Der Presserat erklärt die Beschwerde wegen eines
Verstoßes gegen die Ziffer 8 des Pressekodex für begründet. Er hält diesen Verstoß
für so schwerwiegend, dass er eine Rüge ausspricht. (BK1-142/06)

Aktenzeichen:BK1-142/06
Veröffentlicht am: 01.01.2006
Gegenstand (Ziffer): Schutz der Persönlichkeit (8);
Entscheidung: öffentliche Rüge 

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

http://www.tcpdf.org

